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Liebe Kolleginnen
und Kollegen,

vor 100 Jahren haben Frauenrechtlerinnen
das aktive und passive Wahlrecht für Frauen 
in Deutschland erstritten. Am 12.11.1918 war
es so weit. Ein weiter Weg lag hinter ihnen –
70 Jahre hatten Frauen für dieses elementare
Menschenrecht gekämpft. Es brauchte mehr
als eine Generation, um ans Ziel zu kommen.
Auch der Kampf gegen sexualisierte Gewalt
währt schon Genrationen. Vor einem Jahr
begann die #MeToo Debatte – und in dieser
Zeit haben auf der ganzen Welt bisher stumm
Gedemütigte schon einiges erreicht. Doch 
eine Dunkelfeldstudie des Bundesfrauen -
ministeriums geht davon aus, dass jede achte
Frau ab 16 Jahren Opfer strafrechtlich relevan-
ter Sexualgewalt geworden ist. Sie rechnen sich
aufgrund gesamtgesellschaftlicher Erfahrungen
allerdings keine großen Chancen aus, mit 
einer Anzeige etwas zu erreichen, und so zeigt
nur jede zwölfte ihren Peiniger an. Bei drei -
viertel der Vergewaltigungsvorwürfe stellt die
Staatsanwaltschaft noch vor Eröffnung des
Prozesses das Verfahren ein. Grund dafür ist
oft, dass sich das Opfer nach dem Übergriff
nicht „checklistenartig“ korrekt verhalten hat.
Wenn es keine Fotos, Videos oder Zeug*innen
gibt, ist ein Verfahren nahezu aussichtslos. 
Das führt dazu, dass von 100 Tätern gerade
mal zwei vor Gericht landen.

Sexualisierte Gewalt findet mitten unter uns
statt, im familiären Umfeld, in Ehen genauso
wie am Arbeitsplatz und Lernort. Doch in
Politik und Medien erscheint es oft so, als sei
das ein Problem migrantischer junger Männer.
Dabei begünstigen Strukturen wie in der
Wissenschaft, wo das berufliche Fortkommen
oft an einzelnen Vorgesetzten hängt, sexuali-
sierte Übergriffe. Und die Erfahrungen von
Opfern, die sich an die Öffentlichkeit trauen,
sind wenig ermutigend: Sie geben nicht nur
ihre Karrierepläne auf, sondern werden oft
auch systematisch demoralisiert, eingeschüch-
tert und unglaubwürdig gemacht. Sexual -
gewalt gegen Frauen und Männer hat nichts
mit Sex und sehr viel mit Macht zu tun! Gewalt
als solche zu benennen darf kein Tabu sein. 
Der Weg vor uns ist noch lang … b

Schwerpunkt: Machtgefälle zwischen 
den Geschlechtern

#MeToo-Debatte und gläserne Decke 
in der Wissenschaft                                   3

ver.dis Kampf für Gleichstellung              3

Typischer Frauenberuf: Geringerer Lohn  4

Nobelpreise für Frauen äußerst selten     5

Erfahrungen aus einer Beratungsstelle:
Was erleben Menschen an Hochschulen? 6

Forschungseinrichtungen: Völlig 
vermachtete Strukturen                            7

Frauen aus anderen Ländern zahlen 
unsere Rechnung                                       8

Perspektive einer Vorstandsfrau aus der
Bundeskonferenz der Gleichstellungs -
beauftragten an Hochschulen                   9

ver.dis Weiterbildungs-Plan                    10

Feldbetten für Studierende                     11

Gutachter*innen-Netzwerk beobachtet
Turbo-Entwicklungen auf dem Campus  11

Sachgrundlose Befristung geht nur 
noch einmal                                             12

Interessenvertretungen in Forschungs -
einrichtungen europaweit vernetzen     12

Erfolgreicher Streik am Essener 
Uniklinikum                                             13

Annäherung von Fachbereich 3 und 5    14

Kalender                                                  14

Solidarität statt Spaltpilz an 
Hochschulen                                            15

Porträt Fritz Schirach                               15

Zu guter Letzt                                          16

Fo
to

s 
v.

o.
n.

u.
:  

W
er

ne
r B

ac
hm

ei
er

 (3
), 

Da
ve

 K
itt

el



3

p
b

iw
if

o
Schw e rpunk t :  Mach tge f ä l l e  zw i s chen  den  Ge s ch l e ch t e r n

K O M M E N T A R

Fatale Abhängigkeiten
in der Wissenschaft
Der Wissenschaftsbetrieb ist extrem
geprägt von persönlichen Abhängigkeiten,
fehlenden Kontrollmöglichkeiten des Lehr -
körpers und prekären Beschäftigungs -
verhältnissen. Für Frauen ist diese Situa tion
besonders problematisch. Zum einen ist es
für sie im traditionell männlich dominierten
Hochschul- und Forschungsbetrieb nach wie
vor schwierig, in Führungsposi tionen aufzu-
steigen. Zum zweiten sehen sie sich immer
wieder mit erotisch maskierten Macht gesten
von Männern konfrontiert, von denen sie
beruflich abhängig sind. Das ist der Kern
der #MeToo-Debatte, die inzwischen auch
im Wissenschafts bereich stattfindet.

VON WIEBKE KOERLIN

Frauen wurden in der Geschichte der Wissen -
schaft lange Zeit gar nicht oder bestenfalls als

Randerscheinung betrachtet. Erst seit 120 Jahren
sind sie zum Studium zugelassen, auf ihren Ein -
tritt in den Lehrkörper mussten sie noch länger
warten. Sie waren gezwungen, sich als Männer
zu verkleiden und durften nicht an ihren Promo -
tionsfeiern teilnehmen. Marie Curie hat sich in
ihren ersten Vorlesungen noch unter einem Tisch
verstecken müssen.

Männlich geprägte Fachkulturen, Fakultäten
und Fachbereiche ohne Frauen in der Profes -
soren schaft oder im wissenschaftlichen Mittelbau
– das war lange Realität. Zwar hat sich der Anteil
von Wissenschaftlerinnen deutlich erhöht. Die
Frauenquote in der Professorenschaft stieg von
fünf Prozent (!!!) im Jahr 1992 auf heute 35 Pro -
zent. Doch sie erreicht bei weitem nicht den An -
teil von Frauen in der Gesellschaft. 

Professor*innen unterliegen keiner Kontrolle.
Sie können agieren wie private Unternehmer*in -
nen, sie stellen ein, sie entscheiden über Geld,
über den nächsten Karriereschritt, sie beurteilen
die wissenschaftliche Leistung und empfehlen
weiter. Dazu kommt, dass sie hochschulübergrei-
fend vernetzt sind, so dass ein Hochschulwechsel
im Konfliktfall zu nichts führt.

Die Erfahrung von Ungleichheit und Diskrimi -
nierung bis hin zu Abwertungen, Übergriffen und
sexuellen Nötigungen im Wissenschaftsbetrieb

waren ein Motor der Frauenbewegung der 1970er
Jahre und damit ein Transmissionsriemen für die
Gleichstellungsbewegung. Frauen müssen nicht
gefördert werden – sie sind längst gleich oder
besser qualifiziert. Was sich stattdessen entwi-
ckeln muss sind Rahmenbedingungen, damit
Frauen entsprechend ihrem Anteil auf allen
Qualifikationsstufen partizipieren können.

An allen Hochschulen gibt es inzwischen
Instrumente der Gleichstellung, alle haben Anti -
diskriminierungsvereinbarungen, wenden ge -
schlech tergerechte Sprache an, haben Quoten
und Mentorinnenprogramme. Und doch: 

Es passiert überall: Abwertungen, uner -
wünsch te Annäherungen, derbe Sprüche
•   Professor in E-Technik: „Haben das wirklich alle

verstanden, haben unsere Damen das auch
verstanden?“

•   Professor der Physik: „Sie haben ja eine 1,0
ge schrieben, ich dachte immer, Frauen haben
kein technisches Verständnis.“

•   Berufungskommission 1: „Ach eine Frau hat
sich beworben, muss ja nicht unbedingt sein,
zum Kaffeekochen haben wir schon eine am
Lehrstuhl.“

•   Berufungskommission 2: „Also, wie die schon
aussieht, wenn wir schon eine Frau nehmen,
dann soll es auch was fürs Auge sein.“ 

•   „Die Ingenieusen aus der Fritteuseabteilung“,
so wurden Studentinnen der Ernährungs- und
Haushaltstechnik bezeichnet.

Laut einer 2015 veröffentlichten Studie der Anti -
diskriminierungsstelle gaben 74,7 Prozent der be -
fragten Studentinnen an, während des Studi ums
sexuell belästigt worden zu sein. Ein Drittel der
Angriffe kam von Dozenten, Hochschul an gestell -
ten oder Kommilitonen. Bei 9,7 Prozent der Be -
lästigungen und sieben Prozent der Gewalt taten
waren die Täter Lehrende.

Notwendig ist nicht nur ein Kulturwandel.
Auch die professorale Macht muss beschränkt
und der Einfluss von Professoren auf den wissen-
schaftlichen Nachwuchs begrenzt werden. Karrie -
re in der Wissenschaft hat in gesicherten und
 ab hängigkeitsfreien Beschäftigungs verhält nissen
möglich zu sein. Dieser biwifo-Report widmet sich
dem Machtgefälle zwischen den Geschlechtern
im Bildungs- und Wissenschafts bereich. b

W   ver.di bohrt dicke
Bretter für die Gleich -
stellung 

Chancengleichheit ist erst
dann Realität, wenn Frauen end-
lich nach ihren Leistungen beur-
teilt werden. Nie gab es so viele
gut ausgebildete Frauen wie
heute, doch die „gläserne
Decke“ in Richtung der oberen
Etagen existiert weiter. 

Um Vorurteile aufzubrechen,
müssen Frauen sowohl in der
Privat wirtschaft als auch bei
staatlichen Institutionen an
 ent scheidenden Stellen das
Sagen haben. Eine verbindliche
Frauenquote für alle Führungs -
ebenen wäre ein wichtiger
Schritt. Ein Gleich stellungs gesetz
für die Privat wirt schaft muss
 verabschiedet, entsprechende
Regelungen für den öffentlichen
Dienst endlich umgesetzt wer-
den. Frauen verdienen immer
noch 21 Prozent weniger als
Männer – entsprechend sind
auch ihre Renten niedriger. 

Wer will, dass Frauen mehr
Chancen im Arbeitsleben haben,
muss auch Männer bei der
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf unterstützen. Dafür reichen
die bestehenden Gesetze nicht
aus. ver.di will, dass der gesetz -
liche Anspruch auf  Kinder-
  betreu ung eingelöst wird. Es
muss echte Anreize für eine
 partnerschaftliche Teilung der
Sorge arbeit geben und eine an
Lebensphasen angepasste
Arbeitszeitgestaltung. 

Elterngeld und Elterngeld
Plus sind Schritte in die richtige
Richtung. Für die Brückenteilzeit
hat ver.di lange gekämpft. Mit
Erfolg. Wir fordern allerdings,
dass alle Beschäf tigte das Recht
haben, von Teilzeit auf Voll zeit
zurückzukehren – egal wie 
viele Arbeit nehmer*innen im
Unternehmen beschäftigt sind.
b

Daniela v. Wantoch-Rekowski
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*innen ist heute deutlich vielfältiger als vor eini-
gen Jahren – und die Belastungen steigen.

Die aktuelle Besoldung beachtet aber nur die
Unterrichtsleistungen und die Komplexität der ge -
stellten Klassenarbeiten. Das aber spiegelt in
 keiner Weise den tatsächlichen Aufwand wider.
Lehrer*innen übernehmen immer mehr Er zie -
hungs arbeit. Gute Erziehung ist Grundlage für
gutes Lernen und eine gute Ausbildung – und
muss endlich gewürdigt werden.

Bibliothekar*innen – Bild aus der
Kaiserzeit 

Eine ähnliche Situation findet sich in unserem
Fachbereich in den Bibliotheken. In der Entgelt -
ordnung zum TV-L werden so genannte biblio-
theksspezifische Merkmale definiert. Diese sorgen
dafür, dass Bibliotheksbeschäftigte schlechter
bezahlt werden als Beschäftigte der allgemeinen
Verwaltung. Da im Bibliotheksbereich überdurch-
schnittlich viele Frauen arbeiten, ist auch dies eine
institutionelle Ungleichbehand lung.

Und deren Wurzeln reichen bis zurück in die
Kaiserzeit. Damals wurden die bibliotheksspezifi-
schen Merkmale eingeführt, damit die Frauen
nicht so viel verdienen wie die überwiegend
männlichen Kollegen in der allgemeinen Ver wal -
tung. Die Absicht dahinter ist leicht zu durch-
schauen: Bibliotheken waren von jeher Orte, an
denen Frauen schon früh ganz oben saßen. Elise
Hofmann-Bosse wurde 1914 Studienleiterin an
der neu gegründeten Fachschule für Bibliothek -
technik und -verwaltung in Leipzig. Auch die
 beiden später errichteten Fachschulen in Köln 
und Stuttgart hatten gleich in der Anfangszeit
Chefinnen.

Während im Tarifvertrag für Bund und Länder
(TvÖD) die bibliotheksspezifischen Merkmale
abgeschafft wurden, weigert sich die Tarif -
gemeinschaft der Länder (TdL) bisher standhaft,
eine Reform einzuleiten – und das unabhängig
von der jeweiligen Partei, die in dem Bundesland
regiert. Die TdL benutzt die derzeitigen Ver -
handlungen zur Entgeltordnung (EGO) sogar als
Druckmittel in den Tarifverhandlungen. Es ist
noch viel Arbeit nötig, bis der Equal-Pay-Day
Geschichte wird. b

VON CARSTEN BAUER

Grundschul- und Gymnasiallehrer*innen erfül-
len gleichermaßen das Soll einer 46-Stun -

denwoche – das war das Ergebnis einer GEW-
Arbeitszeitstudie über das Schuljahr 2015/16.
Tatsächlich beschäftigen sie sich sogar regelmäßig
noch länger mit ihrer Aufgabe. Grundschul leh -
rer*innen arbeiten durchschnittlich 1:20 Stunden
unbezahlt, Gymna sial lehrer*innen 3:05 Stunden.
Seit Veröffent lichung der Studie müssen Gym -
nasial lehrer*innen eine Stunde weniger unterrich-
ten – was einer Entlastung von 2:38 Stunden ent-
spricht. Für die Grundschullehrer*innen gab es
dagegen kein Entgegenkommen. Sie erhalten trotz
gleicher Arbeitsbelastung weiterhin eine geringere
Ge halts stufe und haben keine realistischen Auf -
stiegschancen. Das alles wirkt wie eine institutio-
nelle Diskriminierung der Grundschul lehr  kräfte.

Dabei wird die Arbeit der Grundschul- und
Oberschullehrkräfte gleichermaßen immer kom-
plexer: Sie müssen den Unterricht zunehmend
 differenzieren, Klassenarbeiten im Dialog mit
Kolleg*innen abstimmen und nicht nur mit Eltern
sprechen, sondern auch mit Jugendämtern oder
der Polizei. Darüber hinaus füllen sie Lern ent -
wicklungsbögen aus und schreiben Förderpläne.
Nebenbei sind Schüler*innen in Sprachklassen zu
unterrichten und sie müssen den einen oder
anderen Streit schlichten. Die Arbeit der Lehrer -

Anlässlich des Equal-Pay-
Day ist wieder einmal

darauf aufmerksam
gemacht worden, dass

Frauen 21 Prozent weniger
verdienen als Männer. Einer

der Gründe ist die unglei-
che Bezahlung von „typisch

männlichen“ Berufen im
Vergleich zu „typisch

 weiblichen Berufen“. Als
klassischer Frauenberuf gilt

beispielsweise der der
Grundschullehrer*in oder

der der Bibliothekar*in. Als
typisch männlich werden

dagegen Gymnasial -
lehrer*innen und
Ingenieur*innen

 angesehen. 

Zöpfe aus
der Kaiserzeit 
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und Wirtschaft ist derzeit jeweils ein Mitglied
weiblich, in der Medizin sind es immerhin zwei.
Das Ganze erstaunt, weil Schweden als eines der
fortschrittlichsten Länder in punkto Gleich stel lung
gilt. Wo also liegen die Gründe?

Die Chance einer Frau auf einen Nobelpreis
reduziert sich alleine schon durch die Auswahl der
Disziplinen, die Alfred Nobel testamentarisch
 verfügt hat. Vor allem Chemie und Physik sind
traditionell Männerdomänen. In den von Frauen
bezorzugten Geistes- oder Erziehungswissen -
schaften gibt es zwar auch Wissenschaftspreise.
Sie aber sind selten über die Fachöffentlichkeit
hinaus bekannt. 

Doch auch in so genannten „Frauenfächern“
ist die gläserne Decke wirksam: So sinkt der
Frauenanteil in den Geisteswissenschaften mit
den Qualifikationsstufen – von 73 Prozent bei den
Studienabschlüssen über 53 Prozent bei den
Promotionen auf kapp 38 Prozent bei den
Professuren – und ohne gezielte Frauenförder -
programme sähe es noch schlechter aus. 

Professor*innen sitzen wiederum in jenen
Gremien, die Entscheidungen über Personal,
Drittmittel und Preise treffen – und so entscheiden
überwiegend Männer darüber, welche Personen
und welche Forschungsfragen finanzielle Unter -
stützung erhalten. Umso mehr sticht 2018 heraus
als das Jahr, in dem zwei Frauen in den Natur -
wissenschaften mit einem Nobelpreis geehrt wur-
den. Und umso mehr sind Donna Strickland und
Frances H. Arnold wichtig als Vorbilder für Frauen
in den Naturwissenschaften. b

Das gab es noch nie in der 118-jährigen
Geschichte des Nobelpreises: Als im
Oktober die Namen der Geehrten bekannt
gegeben wurden, waren darunter zwei
Frauen in naturwissenschaftlichen Fächern.
Sie teilen sich die Auszeichnung mit jeweils
zwei Männern, aber immerhin. 

VON BIRTHE HAAK

Die Kanadierin Donna Strickland erhielt den
Preis für Forschungen im Bereich der Laser -

physik. Nach Marie-Curie 1903 und Maria
Goeppert-Mayer 1963 ist sie erst die dritte Frau,
die den Nobelpreis für Physik bekommen hat. Im
Fach Chemie erhielt Frances H. Arnold aus den
USA die Auszeichnung. Ihr Forschungsgebiet ist
die „gerichtete Evolution“, bei der neue Proteine
beispielsweise für den Einsatz in der Medizin ent-
wickelt werden. Unter den Preisträger*innen in
Chemie gibt es damit jetzt fünf Frauen, was einer
Quote von gerade mal 2,8 Prozent entspricht.

Etwas besser sieht es in den Bereichen Medizin
und Literatur aus, in denen 12 bzw. 14 Frauen
ausgezeichnet wurden – wobei mit der Literatur ja
ein künstlerischer Bereich geehrt wird. Auch dort
beträgt der Anteil nur 12,3 Prozent. Absolutes
Schlusslicht sind die Wirtschaftswissenschaften
mit gerade einmal einer weiblichen Preis trägerin:
Elinor Ostrom im Jahr 2009 für ihre Forschung zu
Gemeingütern.

Die Nobelpreise als die wohl bekanntesten und
prestigeträchtigsten wissenschaftlichen Aus zeich -
nungen der (westlichen) Welt stehen dabei stell-
vertretend für viele andere Ehrungen. Sie sind vor
allem auch deshalb relevant, weil sie Öffent lich -
keit schaffen und Renommee bedeuten. Daraus
entsteht eine Anziehungskraft der For  schenden
und ihrer Einrichtungen für Stu die ren de, Wissen -
schaftler*innen und insbesondere Drittmittel. Mit
einem Nobelpreis geadelte Wis senschaftsfelder
gelten als besonders förderungswürdig – andere
dafür weniger.

Die Entscheidung über die Preisträger*innen
wird vom jeweiligen Fachkomitee der schwedi-
schen königlichen Akademie der Wissenschaften
auf Grundlage von begutachteten Vorschlägen
getroffen. In den Kommitees für Physik, Chemie

Zwei Frauen
sind einsame Spitze

Frauenfächer –
Männerfächer?
Zwar gibt es keine weltweite
Hochschulstatistik nach Fächer -
gruppen und Geschlecht, doch
zumindest der Vergleich der
Anteile der Absolvent*innen der
Jahrgänge 2016/17 in den USA
und Deutschland zeigt ähnliche
Neigungen.
     Beliebt bei Frauen sind insbe-
sondere Erziehungswissen schaf -
ten (Deutschland 85 Prozent
Frauen, USA 80 Prozent) und
Geistes wissenschaften (Deutsch -
land 73 Prozent Frauen, USA 63
Prozent). Anderes Extrem sind
Fächer wie Informatik (Deutsch -
land 19,5 Prozent, USA 18 Pro -
zent). In Physik wurden zuletzt
19 Pro zent der universitären
Abschlüs se in Deutschland von
Frauen abgelegt, in den USA
immerhin 39 Prozent. 
     Bei den Wirtschaftswissen -
schaf ten ist das Geschlechter -
verhält nis bei den Absolvent*in -
nen halbwegs ausgewogen. Der
Frauenanteil beträgt gleicher -
maßen 47 Pro zent in den USA
und an deutschen Universitäten
– an Fach hochschulen sogar 
55 Pro zent. b
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Manchmal erfährt Gerdes auch von massiven
Tätlichkeiten bis hin zur Vergewaltigung. Die Mit -
arbeiterinnen in der ADE sind mit einer Ver -
schwiegenheitsverpflichtung ausgestattet. „Damit
sich die Betroffenen öffnen können, ist es wich-
tig, dass die Gespräche vertraulich sind,“ so
Gerdes. So liegt es in der Entscheidung der Rat -
suchenden, was sie unternehmen und ob sie z.B.
eine Beschwerde einreichen – schließlich befinden
sich die meisten in einem Abhängigkeits verhält -
nis. Der Andrang ist groß, die Warteliste lang. In
akuten Fällen bekommen Betroffene oder Hand -
lungsverantwortliche aber auch sofort einen
Termin. 

Ab und zu berichten Betroffene auch von
Frauen, die sich diskriminierend verhalten haben.
„Allerdings sind sie seltener Beschuldigte, denn in
der Regel geht es um das Ausnutzen einer Macht -
position,“ so Gerdes. Vielfach hilft sie den Rat -
suchenden erst einmal, die eigenen Gefühle klar
zu kriegen und mit dem Geschehen umzugehen.
Manche sind wütend, andere verletzt, angeekelt,
verunsichert oder enttäuscht. Gerdes unterstützt
sie dabei, den eigenen Weg zu finden und sich der
Folgen bewusst zu werden, die die eine oder ande-
re Reaktion nach sich ziehen könnte. Häufig geht
es darum, persönliche Schutz strategien zu entwi-
ckeln: Dem weiteren Kontakt auszuweichen oder
sich dem Belästiger nur im Schutz einer Gruppe
auszusetzen, kann ebenso hilfreich sein wie die
klare Ansage: „Unterlassen Sie bitte zweideutige
Bemer kun gen.“ 

Ob die #MeToo-Debatte grundsätzlich etwas
verändert? Gerdes ist sich nicht sicher. Sie kann
sich an mehrere Diskussionswellen erinnern, in
denen Übergriffe öffentlich wurden – und die
bald wieder verebbten. Doch die #MeToo-Bewe -
gung hält bereits lange an und bewirkt, dass Be -
troffene sich ermutigt fühlen. 

Auch die Hochschulen sind durch gravierende
Vorfälle erneut alamiert; in München wurde im
Frühjahr der Rektor der Musikhochschule wegen
sexueller Nötigung zu einer Haftstrafe ver ur teilt.
Viele Uni versitäten haben inzwischen Richt linien
zum Schutz vor sexualisierter Diskriminie rung und
Gewalt. Doch Beratungsstellen als  vertrauliche
Anlaufstellen wie in Bremen gibt es längst noch
nicht überall. b

VON ANNETTE JENSEN

„Wir gehen davon aus, dass es eine hohe
Dunkelziffer gibt,“ sagt Ursel Gerdes,

die auf eine jahrzehntelange Erfahrung als Be -
raterin zurückblickt. Oft suchen die Frauen
zunächst ein Gegenüber, um selbst Klarheit darü-
ber zu bekommen, was ihnen widerfahren ist. Ist
das schon sexualisierte Belästigung – oder bin ich
einfach nur zu empfindlich? lautet eine häufig
gestellte Frage. Oft hört Gerdes Geschichten wie
diese: Eine Studentin wurde von ihrem Professor
nach Hause eingeladen, um über ihre Arbeit zu
sprechen. Von Anfang an fühlt sich die junge Frau
in diesem Rahmen sehr unwohl: Die Räum lich -
keiten sind intim beleuchtet, der Professor fragt
sie sehr persönliche Dinge, die keinen Bezug zu
ihrer Arbeit haben und betont, wie attraktiv sie
auf ihn wirkt. Die Studentin fühlt sich durch die
Situation bedrängt und verunsichert. 

Jährlich suchen etwa 330
Menschen Rat bei der

Bremer Arbeitsstelle gegen
Diskriminierung und Gewalt

– Expertise und Konflikt -
beratung, kurz ADE. Die

Räume sind in der
Universität angesiedelt,

doch das Angebot richtet
sich auch an Beschäftigte im

öffentlichen Dienst. 
In etwa 30 Fällen geht es

um  sexualisierte
Diskriminierungen,

Übergriffe und manchmal
sogar um Vergewaltigung.

In den seltensten Fällen
kommt es zur Anzeige.

Beratung bei
sexualisierten Übergriffen

Die Speakerinnen-Liste möchte, dass mehr Frauen vorne stehen. Die Web seite
funktioniert ähnlich wie eine Datenbank und Suchmaschine: Hier können sich
einerseits Frauen* als Referentin registrieren – dabei können sie Steckbriefe mit
Name, Thema, Kontaktdaten und Foto erstellen. Zum anderen können Ver -
anstalter*innen gezielt Frauen* für ihre Podien finden. Dies fördert nicht nur
deren Sichtbarkeit als Expertinnen, sondern zeigt auch, dass es keine Ausreden
mehr für Panels ohne Frauen* gibt! b                                                Mirjam Sorge

https://speakerinnen.org/de
* mit Frauen* sind alle gemeint, die sich selbst als Frau verstehen

Mehr Frauen* auf’s Podium! 
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Die Fälle an den Max-Planck-Instituten offen-
baren, dass sich im deutschen Wissenschafts -
system strukturell etwas ändern muss: Das
Macht gefälle an Forschungseinrichtungen und
Hochschulen begünstigt sexuelle Übergriffe und
Mobbing. Professor*innen haben durchaus die
Möglichkeiten, ganze Wissenschaftskarrieren zu
zerstören. An außeruniversitären Forschungs ein -
rich tungen ist ihre Machtbasis besonders groß:
Die fast komplette Abhängigkeit von einer Person
während der Doktoranden- und Postdocphase,
gepaart mit prekären Arbeitsbedingungen, die
die Abhängigkeiten noch verstärken, lassen sich
durchaus mit der Lage in der Medienindustrie ver-
gleichen. 

Dort geht man allerdings teilweise deutlich
forscher mit dem Thema um. Die Leitung des
WDR beauftragte die ehemalige ÖTV-Vorsitzende
Monika Wulf-Mathies, die Vorwürfe von sexuel-
len Übergriffen zu überprüfen. Der Schlussbericht
empfiehlt, Gleichstellungsbeauftragte und Per -
sonal rat aktiv einzubinden und eine Clearing-
Stelle einzurichten. Das Eingeständnis von WDR-
Intendant Tom Buhrow, „man habe vielleicht zu
wenig auf den Personalrat als allgemeinem
Fiebermesser gehört“, ist eine Erkenntnis, die
man im Wissenschaftsbetrieb so gut wie (noch)
nicht hört. Hier werden Missbrauchsfälle bisher
nur selten aufgeklärt. Vorschläge, externe
Anlaufstellen und eine unabhängige Ombuds -
stelle einzurichten, dringen erst langsam in die
Debatte ein.

Die #MeToo-Debatte hat die Forschungs -
einrichtungen und Hochschulen erreicht.
Doch anders als im angelsächsischen
Wissenschaftssystem, wo es unzählige
Initiativen und Aktivitäten Betroffener
gibt, ist es in Deutschland auffallend ruhig.
Zwar erschienen einige Artikel und Fall -
darstellungen über sexuelle Übergriffe in
der Presse. Auch die Hochschulrektoren -
konferenz (HRK) hat neben anderen im
April eine Empfehlung „Gegen sexualisier-
te Diskriminierung und sexuelle Belästi -
gung an Hochschulen“ abgegeben. 
Konkret passiert ist bisher jedoch wenig.

VON BERND BIBRA

Die Diskussion in Deutschland fokussiert sich
vor allem auf den Machtmissbrauch im hie-

rarchischen Wissenschaftssystem. Mediale Auf -
merksamkeit erfahren Skandale an zwei Instituten
der Max-Planck-Gesellschaft. Die Direktorinnen
dort werden beschuldigt, ihre Positionen für
Mobbing gegenüber Mit arbeiter*innen ausge-
nutzt zu haben. Den Betroffenen gehört unsere
ganze Symphatie: Es ist mutig, die eigene Karriere
aufs Spiel zu setzen, indem sie den Macht miss -
brauch öffentlich machen. Erschreckend an den
Berichten ist aber auch festzustellen, dass in die-
sen Fällen auch den internen Gleichstellungs -
beauftragten, Ombuds personen und Betriebs -
räten – teilweise aus Unkenntnis – nicht mehr
getraut wurde. 

Nachwuchswissenschaft-
ler*innen in der außer -
universitären Forschung
haben sich organisations-
übergreifend zu einem
Netzwerk zusammen -
geschlossen. Sie erarbeiten
Vorschläge, um die
 strukturellen Probleme des
Wissenschaftssystems
zumindest abzumildern. 
Als Ursachen für die
Probleme sehen sie die
 steilen Hierarchien und
 vielseitigen Abhängigkeiten
von Doktorand*innen, den
hohen Publikationsdruck
und mangelnde Personal -
führungskompetenz 
in der wissenschaftlichen
Führung. 

An vier Punkten müsse
angesetzt werden:
1. Prävention von

Konflikten und
Machtmissbrauch

2. Schutz der Opfer
3. Schlichtung von Kon -

flikten durch ein exter-
nes, unabhängiges
Komitee

4. Definition von Konse -
quenzen für Täter*innen.

Zudem müsse die Ver -
meidung von Macht miss -
brauch und Betreuungs -
konflikten ein zentraler
Bestandteil guter wissen-
schaftlicher Arbeit  
werden. b

https://www.phdnet.mpg.de/
44662/PowerAbuseStatement

Missbrauch
in Forschungsinstituten 

O-Ton Bundesregierung
Die Große Koalition hat erstmals in einem
Koalitionsvertrag angekündigt, Sexismus kon-
kret bekämpfen zu wollen. „Sexismus begeg-
net uns täglich und überall – in Medien und
Kultur, in der Werbung, am Arbeitsplatz und
in der Politik. Sexismus würdigt Menschen
aufgrund ihres Geschlechts herab. In einer
offenen, modernen und gleichberechtigten
Gesellschaft hat Sexismus keinen Platz. Wir
wollen Sexismus bekämpfen, Maßnahmen
dagegen entwickeln und erfolgreiche Projekte
fortführen.“ Nun müssen der Ankündigung
Taten folgen. 
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Dass es überhaupt ein Angebot an solchen
Arbeits kräften gibt, liegt am ökonomischen
Macht gefälle zwischen West und Ost sowie dem
globalen Norden und Süden. Selbst Fachkräfte
können in Deutschland mit haushaltsnahen
Dienst leis tungen oft mehr verdienen als in ihrem
gelernten Beruf im Heimatland. Durch die welt-
weiten Fluchtbewegungen der letzten Jahre sind
zudem viele potenzielle Arbeitskräfte auf der
Suche nach Verdienstmöglichkeiten.

Deswegen speist sich das billige Arbeits -
kräfteangebot auch durch die weiterhin existie-
renden Integrationshürden – zum Nachteil von
Migrant*innen. So besteht seit April 2012 zwar
ein Rechtsanspruch auf Prüfung von im Ausland
erworbenen Qualifikationen, doch auch 2017
erhielten nur etwa 60 Prozent der Antrags stel -
ler*innen eine Anerkennung und zumindest par-
tiellen Berufszugang. Auffällig war, dass sich 75,8
Prozent der Anträge auf die Anerkennung von
Qualifikationen in Gesundheitsberufen bezogen,
die durch den demografischen Wandel besonders
nachgefragt sind.

Während sich eine vermögende Gesellschaft
so vermeintlich gesundsaniert, sind die Konse -
quenzen für die Heimatländer oft hart. Sie sind
mit einem „brain drain“ konfrontiert, also mit
dem Verlust von ausgebildetem, auch im Heimat -
land benötigtem Personal. Insbesondere junge
Menschen, die das ökonomische Rückgrat der
künftigen Gesellschaften bilden, sind für die rei-
chen Länder interessant und werden abgewor-
ben. Für die schwächsten Länder nimmt das
extre me Züge an: In 83 Ländern Afrikas, Asiens
und Lateinamerikas gibt es weniger als 23 Ge -
sundheitsfachkräfte für 100.000 Einwohner. Zum
Vergleich: In Deutschland sind es 1.540. 

Diesem destruktiven „brain drain“ könnte
allerdings ein Konzept der „brain circulation“
entgegengesetzt werden – also des produktiven
Rücktransfers von Wissen und gut ausgebildetem
Personal, wie ihn etwa der Deutsche Akade -
mische Austausch Dienst oder die GIZ organisie-
ren. Ein gefördertes Angebot an Studien- und
Aus bildungsplätzen in Deutschland für junge
Menschen aus ärmeren Ländern müsste sich an
den Kosten orientieren, die durch Abwanderung
in den Herkunftsländern entstehen. b

VON MICHAEL NIEDWOROK

Wie viele Menschen im Bereich haushalts -
nahe Dienstleistungen arbeiten, ist kaum

erforscht. Das Institut der deutschen Wirtschaft
Köln hat im Auftrag der Mini-Job-Zentrale recher-
chiert: Demnach gab es 2017 in rund 3,6 Millio -
nen Haushalten eine Haushaltshilfe, der Anteil der
Schwarzarbeit lag bei 80 Prozent. Allenfalls Pri -
vatleute mit hohen Einkünften treten als Arbeit -
geber*innen auf. Wer im Haushalt regelmäßig
Mini-Jobber*innen beschäftigt, verfügt über ein
monatliches Einkommen von durchschnittlich
4.200 Euro netto; im deutschen Mittel sind es
2.600 Euro netto. „Bezahlte Helfer gehen vor
allem älteren Menschen, wohlhabenden Fami lien
und gut situierten Singles zur Hand“, so die Mini-
Job-Zentrale.

Der durch mangelnde Regulierung und Kon -
trolle annähernd freie Markt treibt dabei ganz
besondere Blüten: So ist 24-Stunden-Pflege in
Deutschland ab 1.200 Euro im Monat bei freier
Kost und Logis zu haben. Der Preis der Arbeits -
stunde einer schwarz beschäftigten Haushalts -
hilfe wurde von der Verbraucherzentrale Bundes -
verband 2014 auf rund 8,50 Euro geschätzt.

In Deutschland arbeiten zwi-
schen 150.000 und 300.000
Migrant*innen in der häus -

lichen Pflege. Sie über -
nehmen haushaltsnahe

Dienstleistungen und
 entlasten damit in

Deutschland vor allem
sozio-ökonomisch gut

gestellte Familien. 
Meistens sind es Frauen, 

die diese so genannte Care-
Arbeit ausüben. Deswegen

wird in der Fach-Debatte
auch von den „neuen

Dienstmädchen“ gespro-
chen. Für die betroffenen

Frauen sind solche Jobs
durchaus mit der Hoffnung

verbunden, sich in
Deutschland die Grundlage

für ein besseres Leben zu
erarbeiten.  

Doch für viele Care-
Arbeiter*innen heißt es:

Endstation
Schwarzarbeit. 

Doppelte
Diskriminierung

AWO-Seniorenheim in München
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programmen zum Beispiel zur Digitalisierung oder im Pakt für
Innovation spielt Geschlechtergerechtigkeit kaum eine Rolle.
Stattdessen wird das Thema nur durch Spezialprogramme
 gefördert. Diese Themen müssten aber verknüpft und gemein-
sam gedacht werden.

Wenn das geschähe, wäre das Ziel dann schnell erreicht?

Wohl kaum. Zur so genannten gläsernen Decke kommt der
klebrige Fußboden. Wissenschaftlerinnen bekommen häufiger
als Männer Aufgaben übertragen, die vor allem hilfreich sind
fürs Institut oder für einen gemeinsamen Forschungsantrag. Sie
kümmern sich darum, dass die Arbeitsgruppe gut zusammen -
arbeitet und kochen mal eben den Kaffee. Männer sind da – 
je nach Perspektive – egoistischer oder zielorientierter. 

Also selbst Schuld: Die Frauen müssten eben weniger Kaffee
kochen?

Nein keinesfalls. Das wird nicht zuletzt auch von Vor -
gesetzten und Kolleg*innen stark befördert. Unbewusste
Stereotype und Vorurteile wirken nachweislich immer noch stark
auch bei der Personalauswahl. Welche Vorstellungen über eine
Idealbesetzung haben diejenigen im Kopf, die über das Personal
bestimmen? Welches Geschlecht hat ein Genie? Bei wem ist
eine 300-prozentige Hingabe an die Wissenschaft zu erwarten?
Die Auswahl findet ja von der ersten Promotionsstelle bis zur
Professur immer und immer wieder statt: Wer darf auf einer
renommierten Tagung sprechen, wer einen Aufsatz schreiben?
Bei all diesen Fragen braucht es immer wieder Förderer und
Türöffner – und da spielen diese unbewussten Vorurteile eine
Rolle.

Wie ist die Situation an Hochschulen für Personen, die sich
weder als Mann noch Frau definieren?

Die meisten Hochschulen warten ab, welche Vorgaben von
Seiten des Gesetzgebers gemacht werden und wie Formulare
und Datengrundlagen verändert werden müssen. Die bukof 
hat eine Kommission gebildet zum Thema queere Geschlechter -
politik. Die Diskussion steht noch vergleichsweise am Anfang –
auch bezogen darauf, wie das dritte Geschlecht „divers“ dazu
passt, dass wir statistische Daten sehr stark als Grundlage von
geschlechterpolitischen Argumentationen nutzen. Aber wir
 freuen uns über die rechtliche und gesellschaftliche Öffnung. b

Interview: Annette Jensen

biwifo: Wie kann Gleichstellung an Hochschulen effektiv
vorangebracht werden? 

Anneliese Niehoff: Der eine Hebel ist, Rechte zu etablieren
und das dann auch zu überprüfen, der andere Hebel sind
Finanzmittel. Einige Länder haben Zielvereinbarungen mit ihren
Hochschulen abgeschlossen, wo auch Gleichstellung ein Aspekt
ist. Bei diesen Verhandlungen ist immer die spannende Frage, 
ob es eine direkte Verknüpfung zum Geld gibt – also Mittel 
nur bei Einhaltung ausgezahlt werden oder es zusätzliches Geld 
gibt, wenn beispielsweise die Quote erreicht ist.

Und funtioniert das?

Aus meiner Wahrnehmung funktioniert das zum Beispiel in
Berlin oder Nordrhein-Westfalen recht gut. An der Goethe-
Universität Frankfurt gibt es für jeden Fachbereich und jede
Fakultät einen Gender- und Diversity Action Plan mit Bestands -
aufnahme und Zielmarken. Immer wichtiger wird das Verhalten
von Drittmittelgebern. Insbesondere die Deutsche Forschungs -
gemeinschaft (DFG) hat da in den letzten Jahren eine positive
Rolle gespielt. Die vertritt inzwischen die Position, dass es auch
eine Frage der Forschungsqualität ist, ob viele Wissenschaft -
lerinnen an der Spitze stehen. 

Wie kam es dazu? 

Einen Schub in das Thema gebracht hat die Exzellenzinitiative.
Als sich internationale Gutachterinnen die Bewerbungen für die
Forschungscluster und Graduiertenkollegs angeschaut haben,
waren sie befremdet, dass Geschlechtergerechtigkeit kaum eine
Rolle spielte. Sie haben den Wissenschaftsorganisationen gegen-
über sehr deutlich zum Ausdruck gebracht, dass sie das als
Armutszeugnis sehen für einen Standort wie Deutschland. Nicht
zuletzt Wissenschaftsrat und DFG haben das Thema dann weiter
oben auf die Tagesordnung gesetzt. Leider gibt es für Fach  hoch -
schulen bisher kein solches Instrument wie die forschungs -
orientierten Gleichstellungsstandards der DFG.

Das klingt doch schon alles ziemlich gut, warum gibt es dann
immer noch viel weniger Professorinnen als Professoren? 

Ja, der Frauenanteil bei den Professuren bewegt sich nur sehr
schleichend aufwärts. Viele Beteiligte behandeln das Thema in
ihrer jeweiligen Praxis eher als Add-on. In vielen Hochschulen gibt
es hier die allgemeine Personalentwicklung und dort ein Angebot
speziell für Frauen. Auch in den bundespolitischen Förder -

Gläserne Decke und
klebriger Fußboden

Anneliese Niehoff ist im Vorstand
der Bundeskonferenz der Frauen-
und Gleichstellungs beauftragten 
an Hochschulen (bukof) und leitet
das Referat Chancengleichheit/
Antidiskriminierung an der
Universität Bremen 
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ve r. d i s  Fo rde rungen  au f  v i e r  Ebenen

W   Rote Stunde mit ver.di 
Mit „Nachlese(n) bei Würst -

chen und Mehr“ hatte die ver.di-
Bundesarbeitsgruppe „Archive,
Bibliotheken, Doku men tation“
(ABD) beim 107. Bibliothekartag
in Berlin zu einem neuartigen
Veranstal tungs format eingela-
den: die „Rote Stunde“. Der
Name ist angelehnt an die tradi-
tionelle „Blaue Stunde“ des
Berufsverbands BIB. 

In dem angemieteten
Garten lokal gab es Themen -
tische, an denen man entspannt
in lauer Sommer abendluft über
Fachprobleme oder eigene
Erfahrungen plaudern konnte.
Nicht nur viele ver.dianer*innen,
sondern auch zahlreiche noch-
nicht organisierte Kolleg*innen
waren gekommen. Sie genossen
die direkte Gelegenheit zum
Gedanken austausch. „Macht es
bitte im nächsten Jahr wieder!“
hieß es fortlaufend. 

2019 findet der 108. Biblio -
thekartag vom 18. bis 21. März
in Leipzig statt. ver.di wird dort
aufgrund der guten Erfah rungen
erneut eine rote Stunde veran-
stalten mit „Nach lese(n) bei
Würstchen und Mehr“.

W  Enquete für Bildung
und Digitalisierung 

Im Juni wurde die Enquete-
Kommission „Berufliche Bildung
in der digitalen Arbeitswelt"
vom Bundestag beauftragt. Sie
soll die Entwicklungsperspek -
tiven der beruflichen Aus- und
Weiterbildung in der künftigen
Arbeitswelt analysieren, die
 wirtschaftlichen und sozialen
Potentiale einer Modernisierung
prüfen und daraus für die Politik
konkrete Handlungsempfeh -
lungen ableiten. 

Das Gremium soll im Sommer
2021 einen Ab schluss bericht vor-
legen. Auch die Leiterin unseres
Fachbereichs Ute Kittel zählt zu
den 38 Mitgliedern.

M E L D U N G E N

Mit 621.000 beschäftigten Personen hat
sich die berufliche Weiterbildung als
 vierte Säule des Bildungswesens etabliert.
Gleichzeitig ist die Weiterbildung so viel -
fältig wie kein anderer Bildungsbereich.
Arbeitssuchende verbinden damit die
Chance auf einen guten Arbeitsplatz,
Beschäftigte möchten sich durch Weiter -
bildung beruflich oder persönlich verän-
dern, Arbeitgeber erwarten Personal, das
über die notwendigen Kompetenzen zur
Aufgabenerfüllung verfügt. Nötig ist
 deshalb ein Set von Instrumenten. ver.di
setzt auf eine „vier-Ebenen-Strategie“ zur
Förderung der Weiter bildung. Die nimmt
neben der ge setz lichen auch die tarifliche,
die betrieb liche sowie die individuelle
Ebene in den Blick.

VON ANNE VOSS UND ROMAN JAICH

Nur wenige gesellschafts-, sozial- und wirt-
schaftspolitische Ziele finden einen so breiten

Konsens wie die Forderung, die berufliche Bil -
dung zu stärken. ver.di begrüßt deshalb die
Initiative der Bundesregierung für eine nationale
Weiterbildungsstrategie unter Einbeziehung der
Sozialpartner*innen. Ausreichende Qualifika tio -
nen der Arbeitnehmer*innen und die Mög -
lichkeit, durch Weiterbildung immer auf dem
Laufenden zu bleiben, sind zentrale Standort -
vorteile. Auch die Lernbereitschaft der Beschäf -
tigten ist entscheidend für die Zukunftschancen

des Produktions- und Dienstleistungsstandorts
Deutschland. Von der jeweiligen Qualifikation
hängen aber auch die individuellen Arbeits- und
Lebensbedingungen, das Einkommen, die Sicher -
heit des Arbeitsplatzes, die beruflichen und per-
sönlichen Entwicklungsmöglichkeiten und die
Mitbestimmungschancen ab. 

Perspektivisch setzt ver.di deshalb auf ein
Weiter  bildungsgesetz auf Bundesebene. Es soll
Zugangsmöglichkeiten, Lernzeiten und deren
Finan zierung, Beratung und Qualitätsstandards
regeln. Mittelfristig ist eine nationale Weiter -
bildungsstrategie nötig, um auf aktuelle Entwick -
lungen eingehen und konkrete Umsetzungs -
schrit te formulieren zu können.

Mit dem Qualifizierungschancengesetz hat die
Bundesregierung ein Instrument auf den Weg
gebracht, das die Förderung der betrieblichen
Weiterbildung regelt. ver.di erwartet, dass nun
vorrangig die Finanzierung der individuellen be -
ruflichen Weiterbildung in den Blick genommen
wird. So könnte etwa das oft als Meister-BAföG
bezeichnete Aufstiegsfortbildungs förde rungs -
gesetz (AFBG) ausgeweitet werden. Dabei geht 
es um die Finanzierung des Lebensunterhalts
während der Lernphase, um die Freistellung und
Unter stützung bei den Maßnahmekosten sowie
eine flächendeckende Weiterbildungs beratung. 

Das AFBG soll ohnehin in dieser Legis latur -
periode erneut novelliert werden. Ursprüng lich
war es ein Förderinstrument, um Absol vent*in -
nen des be  ruflichen Bildungswegs bei Aufstiegs -
quali fizie rungen zu unterstützen, später kamen
weitere Anspruchsgruppen wie Er ziehungs- und
Sozial berufe oder Bachelor-Absolvent*innen hin -
zu. Weiter gedacht könnte es ausgeweitet wer -
den auf die Förderung von Zusatzqualifika tionen
unterhalb des Meisters/der Meisterin sowie die
zunehmend bedeutsamen Qualifika tionen im
Gesundheits- und Pflege bereich. Freistellungsan -
sprüche könnten ähnlich geregelt werden wie in
den Bildungsfreistellungs gesetzen der Bundes län -
der. Auch Teilzeitmaß nahmen wie in Österreich
wären denkbar. Ein Rechtsanspruch auf Weiter -
bildungs bera tung und Qualitäts siche rung gehö-
ren zu den Rahmenbedingungen für lebenslan-
ges Lernen. Sie sind ebenfalls   Vorausset zungen
für eine neue Weiterbildungs kultur. b

Weiterbildung braucht
Weiterentwicklung

Schulung für eine

gute Bildauswahl

Fo
to

: W
er

ne
r B

ac
hm

ei
er



11

W ich t i g  f ü r s  S tud i um

In Berlin sind die Mieten in den vergangenen
Jahren explodiert – im Vergleich zum Jahr 2010

zahlen Studierende heute 67,3 Prozent mehr für
eine Unterkunft. Und die Kurve geht steil nach
oben: Binnen nur eines Jahres stieg ihre finanziel-
le Be lastung fürs Wohnen in der Hauptstadt um
9,8 Prozent. Das hat das Institut der Deutschen
Wirtschaft Köln (IW) ausgerechnet. Am meisten
müssen allerdings nach wie vor diejenigen zahlen,
die in München studieren und auch in der Stadt
leben wollen: 600 Euro im Durchschnitt sind dort
fällig. Günstig ist es dagegen in Magdeburg, wo
200 Euro für eine Bleibe einzukalkulieren sind.
Auch in Leipzig, Jena, Kiel, Aachen und Göttingen
sind die Preise noch vergleichsweise moderat.
Laut Sozialerhebung des Deutschen Studenten -
werks haben Studierende pro Kopf monatlich 918
Euro zur Verfügung – und damit nur neun Prozent
mehr als 2012.

Zugleich ist es vielerorts äußerst schwierig,
überhaupt ein Dach über dem Kopf zu finden. In
mehreren Orten haben die Studentenwerke
Notunterkünfte in Tunhallen und Hostels einge-
richtet, in Frankfurt / Main organisiert der Asta für
die neuen Kommiliton*innen ein Indoorcamp.

Anderswo werden alte Leute gesucht, die eine
kostenlose Haushaltshilfe haben möchten und im
Gegenzug ein Zimmer zur Verfügung stellen.
Wohnheimplätze sind äußerst rar – denn ihre Zahl
ist innerhalb der vergangenen zehn Jahre nur um
acht Prozent gestiegen, während die Zahl der
Studierenden um 45 Prozent zunahm. 

Unter dem Motto „Lernfabriken meutern“ for -
miert sich in vielen Städten Widerstand gegen die
Zustände. Seit Semesterbeginn organisieren Stu -
diernde Protestcamps und am 14. November fan-
den dezentrale Vollversammlungen statt. Die rich-
teten sich nicht nur gegen die schwierige Wohn -
situation, sondern auch gegen Studien bedin gun -
gen, die seit der Bologna-Reform immer stressiger
geworden sind. Hinzu kommt, dass Seminare und
Bibliotheken oft völlig überfüllt sind und die
Grund finanzierung der Hochschulen schrumpft,
während die Geldströme zunehmend in Richtung
der Leuchttürme fließen. Die Stu dieren den suchen
auch den Schulterschluss mit Azubis und protestie-
ren dagegen, dass die Politik die Abhängigkeit jun-
ger Menschen von den eigenen Eltern fördert. b

Ninja Bandow/Annette Jensen

www.lernfabriken-meutern.de

Lernfabriken meutern

M E L D U N G E N

W   Ausgezeichneter
Personalrat

Der Personalrat der Universi -
tät Koblenz-Landau erhielt die
Bronze-Medaille beim Deutschen
Personalräte-Preis. Er hat für 
den Aufbau eines systematischen
Bedrohungs-, Krisen- und De -
eskalationsmanagements
gesorgt, nachdem in studieren-
dennahen Einrichtungen eine
latente Bedrohungssituation
festgestellt worden war. Mit
einem guten Konzept und der
Moblisierung von Beschäftigten
gelang es, die Trägheit der
Universitätsleitung zu überwin-
den. Herzlichen Glückwunsch! 

W   Wie Hochschulen ihre
Studierenden auswählen

Drei Forscher*innen vom
Wissenschaftszentrum Berlin
haben untersucht, wie Hoch -
schulen den Zugang zum Stu -
dium begrenzen. So sehen sich
Bewerber*innen beispielsweise
mit Testverfahren konfrontiert,
deren Logik nur selten themati-
siert werden. 

https://bibliothek.wzb.eu/
wzbrief-bildung/WZBrief
Bildung372018_finger_fitz-
ner_heinmueller.pdf

W   Auftakt zur Nationalen
Weiterbildungsstrategie

Die Bundesregierung will
gemeinsam mit den Ländern    und
Sozial part nern eine Nationale
Weiterbildungs strategie erarbei-
ten. Beteiligt sind die Bundes -
ministerien für Arbeit und
 Sozia les sowie für Bildung und
Forschung. ver.di ist durch Ute
Kittel, ver.di-Bundes vorstand, in
der politischen Steuerungs grup -
pe vertreten. Am 12. Novem ber
2018 fand in Berlin die Auftakt -
veranstaltung statt. Deutlich
wurde, dass alle Beteiligten ein
großes Interesse daran haben,
eine Weiterbil dungs  kultur in
Deutschland zu entwickeln und
dafür auch ge meinsam konkrete
Umset zungs schritte zu verabre-
den. Ein erstes Grundsatzpapier
ist für Sommer 2019 vorgesehen. 

Neben dem „klassischen“ Präsenz studi um
gibt es an Hochschulen inzwischen eine

Vielfalt von Angeboten mit so genanntem
„besonderen Profilanspruch“: Fern- und Dual -
studium, weiterbildende oder berufsbegleiten-
de Studiengänge. Für das Gewerk schaft liche
Gutachter*innennetzwerk (GNW) stand beim
Plenum im September die Frage im Zentrum,
welche Besonderheiten bei der Akkre ditierung
solcher Studiengänge zu be rück sichtigen sind,
damit eine echte Qualitäts siche rung stattfindet.
Partner und Veranstaltungsort war zum Thema
passend die Fernuniversität Hagen. Diskus sions -
punkt war beispielsweise die – oft mangelnde –
inhaltliche und strukturelle Verzahnung der
Lernorte Hochschule und Be trieb in dualen
Studiengängen, in denen inzwischen über
100.000 Studierende eingeschrieben sind. Auch
die Studierbarkeit und die Ver anstaltungs -
formate in den verschiedenen Stu dienmodellen

wurden besprochen. Zweites  großes Thema war
die Umsetzung der neuen Muster rechts ver -
ordnung der Länder zum Akkreditierungs -
system. Ein Knackpunkt: Künf tig entscheidet
der Akkreditierungsrat selbst über jedes Einzel -
verfahren, nachdem bisher Agenturen dafür
zuständig waren. Es bleibt zweifelhaft, wie es
dem Rat gelingen soll, jährlich die Doku men ta -
tion von mehreren hundert Verfahren zu lesen.
Das aber ist für ein qualifiziertes Urteil notwen-
dig. Zudem wandelt sich die Rolle der Agen -
turen von Prüfern zu Dienstleistern im Auf trag
der Hochschulen. Darin sehen die Gut ach ter -
*innen die Gefahr, dass es für die Agen turen
interessanter sein könnte, Verfahren erfolgreich
durchzubringen, als möglichst gründ lich zu prü-
fen. b Birthe Haak

https://www.gutachternetzwerk.de/veran-
staltungsdokumentation/

Qualitätssicherung für
alternative Studienmodelle
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W ich t i ge s  U r t e i l  /  Eu ropä i s che  Ve r ne t zung

Sachgrundlose Befristungen zwischen densel-
ben Vertragsparteien sind auf das erste

Arbeits    verhältnis beschränkt. So steht es in § 14
Abs. 2 Satz 2 des Teilzeit- und Befristungsgesetzes
(TzBfG). Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hatte
dieses „erstmalig“ allerdings mit einem Verfalls -
datum versehen: Lagen zwischen zwei Arbeits -
verhältnissen beim gleichen Arbeitgeber mehr als
drei Jahre, so sollte eine erneute sachgrundlose
Befristung wieder rechtmäßig sein.

Dem hat nun das Bundesverfassungsgericht
einen Riegel vorgeschoben. Am 6. Juni 2018 ent-
schied das oberste Gericht, dass der Ausschluss

mehrerer sachgrundloser Befristungen beim glei-
chen Ar beit geber vom Gesetzgeber absolut ge -
meint war. Diese Zielsetzung sei auch verfas-
sungskonform, beschied das Gericht: „Die Ver -
hinderung von Kettenbefristungen und die
Sicherung der unbefristeten Dauerbeschäftigung
als Regel beschäf tigungsform trägt der Pflicht des
Staates zum Schutz der strukturell unterlegenen
Beschäftigten im Arbeitsverhältnis und auch dem
Sozialstaats prinzip Rechnung.“

Dem BAG schrieben die Karlsruher Richter
dazu ins Stammbuch: „Richterliche Rechtsfort -
 bildung darf den klar erkennbaren Willen des
Gesetzgebers nicht übergehen und durch ein
eigenes Regelungsmodell ersetzen.“

In Bildung und Wissenschaft wird das Urteil
aufgrund der hohen Befristungsquoten einige
Auswirkungen haben. Wirklich positiv ist das aber
nur, wenn die Arbeitgeber daraus die richtige
Konsequenz ziehen: Wesentlich mehr Dauer -
stellen einrichten. b

Matthias Neis                      (Aktenz. 1 BvL 7/14)

Sachgrundlose Befristung
„verjährt“ nicht

Kooperation zwischen Hochschulen, der öffent -
lich geförderten außeruniversitären Forschung

und der Privatwirtschaft gab es in der Wissen -
schaft schon immer. Die Digitalisierung aber er -
möglicht neue Arten der Zusammenarbeit – und
sorgt für einen Turbo-Effekt auf dem Cam pus in
Deutschland, Europa und darüber hinaus. Parallel
wächst der Konkurrenzdruck auch in der For -
schung und verstärkt den Ruf nach schneller wirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Ver wertung der
Ergebnisse. Der Wettbewerb tobt und wird schär-
fer. Vor diesem Hintergrund wird die Arbeit unse-
res Fachbereichs und der Interes senvertre tungen
immer komplexer.

Durch die Grundgesetzänderung Art. 91b
wird die Bundesebene gestärkt. Damit verbunde-
nen sind Umstrukturierungen. Es entstehen neue
regionale Zusammenschlüsse und programma -
tisch ausgerichtete Forschungscluster, die eine

Neuvermessung der Wissenschafts- und For -
schungs landschaft erforderlich machen. Die neue
Situation verlangt nach Analyse, Debatte – und
gegebenenfalls auch Kurskorrektur.

Um hier den Überblick zu gewinnen und Ein -
fluss nehmen zu können, hat der Vorstand unse-
res Fachbereichs im Mai 2018 einen forschungs-
politischen Arbeitskreis ins Leben gerufen. Er soll
die Entwicklungen und aktuellen Debatten verfol-
gen und die vielfältigen Akteure im Auge behal-
ten. Ziel ist es, dass die Gruppe mit ihren Erkennt -
nissen sowohl den Fachbereichs vorstand als auch
die Bun desarbeitsgemein schaf ten Forschung und
Hoch schule unterstützt. Der Arbeitskreis besteht
aus erfahrenen Betriebsräten und wird von Matt -
hias Neis aus der Bundes zentrale koordiniert. b

Andreas Schlossarek

Fokus auf Forschungspolitik

B E R L I N

W   Konflikte um Neu -
ausrichtung der HWR 

An der Berliner Hochschule
für Wirtschaft und Recht ist ein
heftiger Konflikt um ihre zukünf-
tige Ausrichtung ausgebrochen.
16 aktive und zehn emeritierte
Professor*innen werfen dem
Dekan des größten Fachbereichs
Wirtschaftswissenschaften Otto
von Campenhausen vor, die
Hochschule zusammen mit Mit -
streiter*innen in den Gremien
auf einen wirtschaftsliberalen
Kurs bringen zu wollen. Nach
Ansicht der Kritiker*innen wer-
den dazu Professuren aus bishe-
rigen Schwerpunktbereichen wie
Sozial politik, Nachhaltigkeit und
Geschlechterforschung nicht
mehr besetzt oder neu ausge-
richtet. Von Camphausen bestrei-
tet die Vorwürfe. Nun wurde eine
externe Mediation eingeschaltet,
um den Konflikt zu klären.

W   Humboldt-Uni will 
120 Studierende nicht
weiterbeschäftigen 

Studentische Mitarbeiter*in -
nen dürfen im wissenschafts -
unterstützenden Bereich der
Berliner Hochschulen nicht
außerhalb des Tarifvertrags der
Länder (TV-L) eingesetzt werden.
Dieses klare Urteil fällte das
Landesarbeitsgericht Berlin in
zweiter Instanz bereits im Juni.
Im September gab die Humboldt-
Universität (HU) bekannt, dass
120 Stellen wegzufallen drohen,
die bisher von Studierenden
 be setzt waren und in der Uni -
bibliothek und der IT-Abteilung
angesiedelt sind. Die Hochschule
sei nicht in der Lage, die TvL-
Löhne zu zahlen, heißt es zur
Begründung. 

Derzeit werden rund 600
Studierende im wissenschaftsun-
terstützenden Bereich der HU
nach dem Berliner Tarif vertrag
für die studentischen Hilfskräfte
(TV Stud) eingesetzt.

Fo
to

: E
vi

lb
oy

 C
C 

BY
-S

A 
3.

0

Roben von Bundesverfassungsrichtern



13

Das  gu t e  Be i s p i e l

Streikvirus
in der Uniklinik

Elf Wochen dauerte der Arbeitskampf, den
vor einem Jahr kaum jemand für möglich
gehalten hatte. Unter dem Motto „Mehr
von uns ist besser für alle“ kämpften die
Beschäftigten im Uniklinikum Essen für
bessere Arbeitsbedingungen – und mach-
ten dabei ganz neue Erfahrungen. Die sind
ebenso wertvoll wie das Schlichtungs -
ergebnis selbst, dem die ver.di-Mitglieder
am 6. September zustimmten.

VON ALEXANDRA WILLER

Dieser Streik war keine ritualisierte Tarifrunde,
sondern es ging um den Kampf gegen den

Pflegenotstand. Wie schon zuvor in der Berliner
Charité, im Saarland und in Baden-Württemberg
stellten auch die Beschäftigten in den Unikliniken
Essen und Düsseldorf die Bedingungen des eige-
nen täglichen Lebens ins Zentrum. Dafür hatte
etwa ein Dutzend aktive Gewerkschafter*innen
jahrelange Vorarbeit geleistet. Immer wieder spra-
chen sie mit den Kolleg*innen, versuchten die
Probleme zu bündeln und machten Mut, sich
gegen die miserablen Arbeitsbedingungen zu
wehren. Am Anfang organisierten sie niedrig-
schwellige Aktionen – z.B. in der Mittagspause an
zentralen Stellen Schilder hochzuhalten. Kurz
bevor der Streik losging, halfen drei Organizer
zehn Tage lang, noch einmal einen starken Impuls
in die Belegschaft zu bringen. 

Schon am ersten Streiktag beteiligten sich
viele, und jeden Tag wurden es mehr. Wie ein
Virus breitete sich das Erfordernis aus, gemeinsam
für bessere Verhältnisse einzustehen. Schnell
sprang der Virus auf Kolleg*innen außerhalb der
Pflege über – denn auch Service, Labor, Röntgen,
Physiotherapie, Transportdienst, Kita und Verwal -
tung stehen unter enormem Druck. Dieses Band
zwischen den Berufsgruppen hat bis zum Ende
gehalten, obwohl die Presse immer nur vom
Pflegestreik berichtete und der Vorstand nur dort
Stellen anbieten wollte.

Was den Streik so unvergesslich macht waren
der Zuspruch aus anderen Betrieben, nicht nur
Kliniken und die Erfahrungen großer Solidarität.
Bisher nicht organisierte Kolleg*innen sammelten
in kleinen Trupps Soli-Unterschriften auf Markt -
plätzen und besuchten Beschäftigte in anderen
Kranken häusern, um mit ihnen über deren Pro -
bleme zu sprechen. Kolleg*innen, die noch nie
zuvor auf einer Demo waren, verkauften Solidari -
tätsbuttons für die Streikkasse an „Wild fremde“. 

Andere schrien auf einer Bühne vor 4.000
Demon strant*in nen Bundes gesund heits minister
Jens Spahn ins Gesicht, dass sie unter diesen Be -
dingungen nicht mehr arbeiten würden. Auch der
Vorstand des Uniklinikum sah sich unmittelbar mit
den Forderungen der Beschäf tigten konfrontiert.
Außerdem nutzten die Streikenden die Zeit, um
Forderungen ihrer jeweiligen Berufsgruppen zu
entwickeln. Dieses neu gewonnene Selbst -
bewusstsein hat einen eigenen Wert neben dem,
was materiell erreicht wurde.

Am Ende stand ein gutes Ergebnis: Es gibt 180
zusätzliche Stellen, 40 davon für Nicht-Pflege -
berufe; Azubis werden nicht mehr auf die Per -
sonalbesetzung angerechnet. Der Arbeitsumfang
wird künftig erfasst, um den Personalbestand
überprüfen und aufstocken zu können. Bei
Unterschreitung einer Mindestbesetzung über
drei Schichten hinweg werden Patient*innen
abbestellt und eventuell Betten geschlossen.
Dieser Erfolg ändert noch nichts daran, dass
Krankenhäuser „Fabriken“ geworden sind - dazu
braucht es größere Auseinandersetzungen über
Betriebe und Branchen hinweg. Aber viele wissen
jetzt, dass es sich lohnt, gemeinsam für die eige-
nen Lebensbedingungen zu kämpfen. b

E N T G E L T O R N D U N G

W   Knoten im Kopf der
TdL-Verhandler

Der Kampf der Kolleg*innen
in Düsseldorf und Essen um die
Entlastung in der Pflege hat
zweifellos Bedeutung über den
konkreten Fall hinaus. Dass er
aber die Überarbeitung der ge -
samten Entgeltordnung (EGO)
des Tarifvertrags der Länder 
(TV-L) beeinflussen würde, hat
keiner gedacht – außer der Tarif -
gemein schaft deutscher Länder
(TdL). Die ist Verhandlungs -
partner von ver.di in Sachen
EGO. Zugleich sind die beiden
Kliniken TdL-Mitglieder – Grund
für die Arbeitgeber, auf den
Arbeitskampf in Essen und
Düsseldorf mit dem Komplett -
abbruch der Verhandlungen für
eine neue EGO TV-L zu reagie-
ren. 

Die Reaktion ist völlig un -
verhältnismäßig. Schließlich 
geht es in der EGO um zentrale
Neuerungen für hunderttausen-
de von Landes-Beschäftigten.
Dazu gehört beispielsweise die
Überführung der „kleinen E9“ in
eine „normale“ Entgeltgruppe,
die Streichung der ungünstigen
Spezialmerkmale für Bibliotheks -
beschäftigte oder dass man bei
Höhergruppierun gen in der
 gleichen Erfahrungsstufe bleibt.
Beim Bund und in den Kommu -
nen gibt es das längst – doch
die TdL setzte die Verhandlungs -
fortschritte für eine maßlose
Dominanzgeste aufs Spiel.

Nach der Tarifeinigung an
den beiden Kliniken wurden
zwar die Verhandlungen zur EGO
TV-L Ende Oktober wieder auf-
genommen. Nach mehrmonati-
ger Verzögerung bleibt aber das
Gefühl, dass die Arbeitgeber
wenig Interesse an einer kon-
struktiven Zusammenarbeit
haben. Wie überall heißt das: 
Wir werden nichts geschenkt
bekommen. Wir müssen für eine
neue EGO kämpfen. b

Matthias Neis
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Was  i s t  l o s  im  Fa chbe re i ch?

Eine mögliche Fusion der Fachbereiche 3 und 5
rückt näher. Um sich kennenzulernen und

etwas über die Arbeit des jeweils anderen zu
erfahren, fand am 7. und 8. September ein Auf -
takt workshop statt. Ehren- und hauptamtliche
Kolleg*innen der Bundes- und Landes ebene dis-
kutierten gemeinsame inhaltliche Fragen, Erwar -
tungen und Anforderungen an einen neuen
Fach bereich. 

Eröffnet wurde das Treffen von den Vor sit -
zenden der Bundesfachbereichsvor stände Lisa
Merla (FB 3) und Klaus Böhme (FB 5). Sie verwie-
sen auf die gesellschafts- und gewerkschaftspoli-
tische Bedeutung des avisierten neuen Bereichs.
Er würde etwa sechs Millionen Beschäftigte und
damit rund 13 Prozent aller Erwerbstätigen in
Deutschland vertreten. Das einigende Merkmal
ist die Arbeit an und mit Menschen: Die hier
organisierten Branchen haben eine hohe Rele -
vanz für ein funktionierendes Gemeinwesen, sie
werden absehbar wachsen, und die Tätigkeiten
sind nicht digital substituierbar.

Die Bundesfachbereichsleiterinnen Sylvia
Bühler (FB 3) und Ute Kittel (FB 5) stellten die
Finan zierungssysteme, Fachkräftestrukturen und
Arbeitsbedingungen der Branchen vor, die durch

die beiden Fachbereiche vertreten werden.
Zentrale gemeinsame Herausforderungen sind die
Aufwertung der Berufs- und Arbeitsfelder sowie
die Entlastung der Beschäftigten. Damit verbun-
den ist der Kampf für eine hinlängliche Aus finan -
zierung der Tätigkeiten in diesen Bran chen.

Die Gespräche und Diskussionen im Plenum
und kleineren „gemischten“ Gruppen waren ge -
prägt von hohem Engagement und gegenseiti-
gem Interesse. In einem ersten Schritt wurden
Fragen bearbeitet wie: Welche (Vor)Urteile, Bilder
und Einschätzungen haben wir voneinander?
Welche Herausforderungen sehen wir für die
Fusion? Was soll bewahrt werden? Welche An -
gebote für Mitglieder und Funktionär*innen sind
im neuen, gemeinsamen Fachbereich wichtig?

Danach stand die eigentliche Fusion im Fokus.
Die Teilnehmenden arbeiteten heraus, welche
Fragen, Themen und Ideen aus ihrer Sicht im
Verhandlungsprozess untersucht und geregelt
werden müssen. Zugleich ging es darum, was
jede(r) in der eigenen Funktion am jeweiligen
Platz zum Gelingen beitragen kann. Getreu dem
Motto: Bewährtes erhalten – Neues wagen. b

Klaus Böhme/Harald Giesecke

Auf dem Weg
zu neuer Stärke

Weitere Seminare auf: https://bildungsportal.verdi.de/

S e m i n a r e / V e r a n s t a l t u n g e n  2 0 1 9

(Bedingungsloses) Grundeinkommen –
Ideen, Chancen und Gefahren

Duales Studium im Betrieb – Welche Rechte haben dual Studierende? 
Wie ist die gesetzliche Interessenvertretung zu beteiligen?

Arbeiten 4.0 – Arbeitszeit- und Dienstgestaltung per App, Flexibilisierung der
Arbeitszeitgestaltung: Auswirkung auf die betriebliche Mitbestimmung

JAV spezial: Dual Studierende

Wirtschaftspolitische Sommerschule im Bunten Haus
In Kooperation mit der AG „Alternative Wirtschaftspolitik“

Aktuelle Veränderungen in den Universitätskliniken und ihre Bedeutung für
die Arbeit der Interessenvertretung

4. bis 8. Februar 2019
in Undeloh

18. und 19. März 2019
in Bielefeld

15. bis 17. Mai 2019
in Bad Soden-Salmünster

29. Mai 2019
in Naumburg

16. bis 20. September 2019
in Bielefeld

16. bis 20. September 2019
in Berlin

Respektvolle
Kommunikation
Gewaltfreie und respektvolle
Kommunikation auf Augenhöhe
ist die beste Art, Konflikte fried-
lich zu lösen oder sie sogar gar
nicht erst entstehen zu lassen.
Dabei geht es nicht darum,
Unterschiede und Meinungs -
verschiedenheiten einzuebnen –
sie sind die Grundlage mensch-
licher Entwicklung. Frieden ist
eine Kunst, die man lernen
kann. b                Taha Karem

„Am Arbeitsplatz Stress
ohne Ende – Gewaltfreie
Kommunikation“ 
–    ver.di-Seminar, 30.1. 2019 in

Stuttgart 
–    ver.di-Seminar, 26.2.2019 in

Karlsruhe

Argumentationstraining
gegen Stammtischparolen
–    ver.di Seminar, 14. bis

19.7.2019 in Gladenbach
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P O R T R Ä T

B l i c k  von  außen  und  nach  i nnen

„Ach ja, Solidarität“, schwärmt mein Gegen -
über, „das ist doch ein schönes Wort.“

Während der Zugfahrt spreche ich mit einem jun-
gen Menschen über das defizitäre staatliche
Schulwesen, den alltäglichen Kon kurrenz druck
zwischen Schüler*innen und Mobbing. Oft wün-
sche er sich in alternative, erwachsenere Stu -
dierendenkreise – an die Universität. Ein Kommen -
tar liegt mir auf der Zunge. Doch ich entscheide
mich, ihn für mich zu behalten … vorübergehend
– bis ich ihn in Schriftform an genau dieser Stelle
in die Welt hinausposaunen kann: Es gibt keine
Solidarität an Universitäten. Jawohl!

Diese Institutionen sind keine Heimstatt soli-
darischen Miteinanders. Wäre das so, würden
Studierende nicht den Drang verspüren, Bücher
vor Kommiliton*innen zu verstecken, damit die
ihre Arbeiten nicht fertig stellen können oder
zumindest schlechter als sie selbst abschneiden.
Wäre das so, gäbe es kein „Hauen und Stechen“
um Drittmittel und um die Verteilung von Geldern
innerhalb einer Hochschule. Es gäbe weder sexu-
elle Belästigung im universitären Alltag noch
hoch  schulpolitische Intrigen spinnerei. 

Wären Hoch schulen von Solidaritäts gedanken
durchflutet, würde kein Mensch mehr auf den
Gedanken kommen, die Mit arbeitenden als „wis-
senschaftlich“ und „nicht-wissenschaftlich“ zu
klassifizieren. Warum eigentlich wird Hochschul -
personal in öffentlichen Diskursen immer wieder
in zwei –  und nur zwei!  – Gruppen unterteilt?
Allein schon die Benennung ist fragwürdig! Sie
zeigt, dass sich eine Gruppe abgrenzt von dem,
was die andere Gruppe angeblich nicht ist.
Demnach gäbe es keine Überschneidungen – nur
schwarz und weiß. Wer aber keine Gemein sam -
keiten findet und gar nicht erst sucht, wird „die
Anderen“ schwerlich verstehen oder gar mit
ihnen mitfühlen können. Wie soll sich in so einer
Umgebung Solidarität entwickeln? 

Solidarität wird an Hochschulen – wenn über-
haupt – theoretisch behandelt. Praktisch gelebt
wird sie nicht oder kaum. Universitäre Strukturen
spiegeln vielmehr gesamtgesellschaftliche Realitä -
ten wider. Jeder gegen Jede und alle für mich,

scheint die Devise zu sein. Warum gibt es
Professor*innen, die sich inter-/transdisziplinäre
Arbeit auf die Fahnen schreiben, es aber nicht
für nötig halten, sich für eine gute personelle
und materielle Ausstattung von Universitäts -
bibliotheken aller wissenschaftlicher Disziplinen
einzusetzen? Warum nehmen so wenig Lehr -
ende an den Arbeitskämpfen von Service kräften
teil? Interessiert sie nicht, unter welchen Be -
dingungen die Toilette geschrubbt wird, auf der
sie oft genug brillante Einfälle haben? Warum
scheint es Angestellten im Personalamt so
schwer zu fallen, Mitarbeiter *innen des so ge -
 nannten akademischen Mittel baus den Rücken
zu stärken, wenn es darum geht, ihre prekären
Beschäftigungs verhältnisse durch Dienst verein -
barungen etwas zu verbessern? Die Botschaft
an junge Menschen ist: Einzel kämpfe rtum ist
hip. Das aber wollte ich meinem Gegen über im
Zug lieber nicht mitteilen.

Dabei ist ganz offensichtlich, wo die Ge -
meinsamkeiten liegen und warum es sich lohnt,
sich zu solidarisieren: „Personal“ ist hier das
Schlüsselwort. Gleich Zahnrädern in einem Uhr -
werk greift die Arbeit all dieser Menschen inei-
nander und macht so den universitären Be trieb
überhaupt erst möglich. Kurzum: die Qualität
der Arbeit jedes und jeder Einzelnen wird durch
die Qualität der Arbeit der anderen beeinflusst.
Begreift man Zusammenarbeit in diesem Sinne,
rückt eine Re-Solidarisierung des Universitäts -
personals in greifbare Nähe – theoretisch.

Praktisch gibt es ver.di – eine solidarische
Interessensvertretung, die Strukturen für das
gesamte Hochschulpersonal bieten kann. Die
Zeit an der Universität hat mich geprägt. Soli -
darität ist ein Wert, der sich in dieser Zeit in mir
verfestigt hat. Welch Glück, dass ich engagierte
ver.dianer*innen kennengelernt habe! Die
Werte, die ich währenddessen vorgelebt bekam,
werde ich weitertragen. Ich bin fest entschlos-
sen, meine Mitmenschen vorsätzlich mit Soli -
dari tät anzustecken. b
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Dr. Fritz Schirach

W   Zäher Zeitgenosse
Dr. Fritz Schirach ist ein

Kollege, der sich trotz vieler
Widrigkeiten nicht unterkriegen
lässt. Dass er zum Senioren-,
Renten- und Sozialpolitik -
experten wurde, war nicht sein
originäres Interesse, sondern
„Notwendigkeit“, wie der 84-
Jährige es formuliert. Seit 1968
hatte Schirach als Wissenschaft -
ler im Zentrum für Bodenfrucht -
barkeit der DDR in Müncheberg
geforscht und dabei mir vielen
sowjetischen und osteuropäi-
schen Kollegen Bewässerungs -
syteme entwickelt und Bauern
beraten. Nach der Wende aber
wurde ein Großteil der DDR-
Institute geschlossen und auch
Schirach verlor seine Stelle.
Schon vorher gewerkschaftlich
tätig, stürzte er sich in die Arbeit
bei der ÖTV und später bei
ver.di, engagierte sich in zahl -
reichen Gremien bis hin zum
Gewerkschaftsrat und war maß-
geblich am Aufbau der Senioren -
bildungsarbeit beteiligt. Für eine
Rentenangleichung in Ost -
deutsch land setzte er sich sehr
aktiv seit 1992 ein. Zugleich war
ihm immer wichtig, die junge
Generation über die ihr drohen-
de Altersarmut aufzuklären.
Wegen seiner internationalen
Kontakte wurde Schirach als
„verdienter Europäer“ ausge-
zeichnet. Fritz Schirach sitzt im
Bundesfachbereichsvorstand
sowie in mehreren Senioren -
gremien in Brandenburg. Für
Ausgleich sorgt sein geliebter
Garten. b
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Solidarität
beginnt mit „V“
und hat fünf
Buchstaben
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